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In der deutschsprachigen Forschung wird die Ge-
schichte der Eugenik meist mit Blick auf die natio-
nalsozialistischen Verfolgungs- und Vernichtungs-
programme – von den Zwangssterilisationen bis
zur Ermordung körperlich und geistig Behinder-
ter – untersucht. Die internationale Eugenikbewe-
gung bildete nach 1900 allerdings eine heteroge-
ne Sammlungsbewegung mit Anhängern in lin-
ken wie rechten Parteien, in Wissenschaft und Po-
litik, in Diktaturen wie dem faschistischen Itali-
en und NS-Deutschland sowie in demokratischen
Staaten wie Großbritannien, den USA, den skan-
dinavischen Ländern oder der Schweiz. Der Titel
der zu besprechenden Tagung – „Wie nationalso-
zialistisch ist die Eugenik?“ – stellt deshalb eine
rhetorische Frage. Natürlich lässt sich die Eugenik
nicht auf den Nationalsozialismus reduzieren, dar-
in waren sich die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
der Tagung einig. Im Übrigen stand die Titelfrage
für das forschungsstrategische Anliegen der Orga-
nisatorinnen und Organisatoren: die deutschspra-
chige Forschung zur Eugenikgeschichte stärker in
die internationale Forschungslandschaft einzubet-
ten. Mit ihrer international breit besetzten, strin-
gent gegliederten und insgesamt ertragreichen Ta-
gung ist dies auch gut gelungen.

Regina Wecker skizzierte einleitend die ge-
schichtstheoretischen Probleme, die die Eugenik
als historischer Gegenstand stellt. Um die Euge-
nikbewegung nicht einfach auf eine sozialpoli-
tische Etappe des Sonderwegs zum Nationalso-
zialismus zu reduzieren, schlug Wecker vor, sie
im Rahmen einer Theorie der Moderne zu ana-
lysieren. In Anlehnung an den Begriff der am-
bivalenten Moderne (Zygmunt Bauman) plädier-
te Wecker dafür, die Eugenik als „biopolitisches
Projekt der bürgerlichen Moderne und als ver-

gleichbar mit modernen Vorstellungen von Rechts-
staatlichkeit und Demokratie“ zu verstehen; dies
auch im Sinne einer kritischen Sicht auf das Pro-
jekt Moderne, einschließlich seiner rassistischen
und antifeministischen Bestandteile. Die Schweiz
biete, so Wecker, mit ihrer demokratischen Ver-
fassung einerseits und den vielfältigen politik-,
wirtschafts- und wissenschaftshistorischen Verbin-
dungen zu NS-Deutschland andererseits ein beson-
ders lohnenswertes Untersuchungsfeld für einen
nicht-totalitären Zugang zur Eugenikgeschichte.

Ausgehend von der skandinavischen Forschung
unterstützte Lene Koch (Kopenhagen) diesen An-
satz. Sie verwies darauf, dass die seit 1929 erlasse-
nen eugenischen Sterilisationsgesetze in den skan-
dinavischen Staaten primär von sozialdemokrati-
schen Gruppierungen ausgingen. Koch kritisier-
te einige historiografische „Mythen“ und die da-
mit zusammenhängende „Dämonisierung“ der Eu-
genik in der historischen Forschung. Parteipoliti-
sche Schwarzweiß-Malerei sei kaum erhellend. In
Skandinavien hätten reaktionär-konservative Par-
teien oft gegen eugenische Maßnahmen politisiert,
während Sozialstaatsbefürworter oder Feministin-
nen die Sterilisationsgesetze befürworteten. Auch
die in der Forschung verbreitete Gleichsetzung von
Eugenik und Zwangsmaßnahmen, in Abgrenzung
von einer auf dem Grundsatz der Freiwilligkeit
begründeten Humangenetik, ließe sich nicht auf
die skandinavischen Verhältnisse übertragen. Hier
beruhten die eugenischen Sterilisationsgesetze auf
einer Mischung von Zwang und Freiwilligkeit: Be-
vormundete wurden zwangssterilisiert, nach bür-
gerlichem Recht Handlungsfähige mussten dage-
gen entsprechenden Eingriffen zustimmen. Koch
spitzte ihr ikonoklastisches Argument noch zu, in-
dem sie forderte, auch die progressiven, emanzipa-
torischen Folgen eugenischer Sterilisationsgeset-
ze anzuerkennen. In Dänemark waren so genannt
Schwachsinnige vor 1929 meist lebenslang in An-
stalten interniert. Erst mit dem Sterilisationsgesetz
ließen sich die politischen Parteien dazu gewin-
nen, die Internierungspolitik zu begraben und die
Anstaltsinsassen aus der Verwahrung zu entlassen.
Unter diesen realpolitischen Umständen bildeten
die Sterilisationsgesetze, so Koch, die progressive-
re zweier diskriminierender Maßnahmen. Im Sin-
ne des Biopolitik-Begriffs von Nikolas Rose trage
die Eugenik sowohl repressive wie emanzipatori-
sche Züge.

Auch das Verhältnis zwischen Wissenschaft und
Politik ließ sich an der Tagung nicht auf einen
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einfachen Nenner bringen. Staffan Müller-Wille
(Exeter) illustrierte dies am Beispiel der Bio-
grafie Wilhelm Johannsens (1857-1927). Johann-
sen, der nach 1900 die Begriffe des Gens sowie
die Unterscheidung zwischen Genotyp und Phä-
notyp geprägt hat und zu den Begründern der
modernen Genetik gehört, kritisierte die zeitge-
nössische rassenbiologische Vererbungsforschung
und deren eugenische Züchtungsvisionen als un-
wissenschaftlich. Dies hinderte ihn nicht, in den
1920er Jahren aus sozialpolitischen Überlegungen
für die Einführung von Sterilisationsgesetzen zu
argumentieren. Müller-Wille betonte die vielfälti-
gen Asynchronitäten zwischen wissenschaftlicher
Erkenntnis und politischer Umsetzung, die durch
die notorische Zersplitterung der akademischen
Eugenikbewegung noch akzentuiert wurden. Die
wissenschaftliche Begründung eugenischer Postu-
late stand in der Zwischenkriegszeit auf schwa-
chen Füßen; mendelistische und biometrische, dar-
winistische und lamarckistische Ansätze befanden
sich in anhaltendem Widerstreit.

Nach diesen drei Eröffnungsreferaten war die
Tagung in thematische Sektionen gegliedert. Die
erste Sektion zum Thema „Sterilisation“ beschäf-
tigte sich mit der Entwicklung der staatlichen Be-
völkerungspolitik. Am Beispiel Deutschlands wur-
de danach gefragt, wie weit die nationalsozialisti-
sche Bevölkerungspolitik eine Radikalisierung der
Rassenhygiene vor 1933 darstellte. Johannes Vos-
sen (Berlin) verwies in seinem Referat auf die bis
in die 1920er-Jahre zurückreichenden Vorarbeiten
zum 1933 erlassenen NS-Gesetz zur „Verhütung
erbkranken Nachwuchses“. Trotz der bevölke-
rungspolitischen Kontinuitäten zwischen Weima-
rer Republik und NS-Zeit wäre, so Vossen, ein Ste-
rilisationsgesetz wie dasjenige von 1933 vor der
Machtergreifung gegen den Widerstand kommu-
nistischer und vor allem katholisch-konservativer
Kreise nicht möglich gewesen. Vossen hob vor al-
lem die Diskontinuitäten zwischen Weimarer Re-
publik und NS-Zeit hervor. Die nationalsozialis-
tische Sterilisationspolitik baute auf einer völ-
kischen Rassenhygiene auf und begründete mit
den „Erbgesundheitsgerichten“ einen umfassen-
den Zwangsapparat zur Durchsetzung massenhaf-
ter Zwangssterilisationen – beides stand im Gegen-
satz zur Bevölkerungspolitik der Weimarer Repu-
blik. Der Beitrag von Hans-Walter Schmuhl (Bie-
lefeld) behandelte die Verbindungen zwischen der
Vererbungsforschung am „Kaiser-Wilhelm-Institut
für Anthropologie, menschliche Erblehre und Eu-

genik“ und der NS-Erbgesundheitspolitik. Die bei-
den prominentesten Exponenten des Instituts, Eu-
gen Fischer und Otmar Frhr. von Verschuer, wand-
ten sich in ihrer Forschung von einem reduktionis-
tischen Vererbungskonzept ab und zur Phänogene-
tik hin; mit diesem Paradigmenwechsel relativier-
ten sie auch das Primat der Vererbung. Dies änder-
te jedoch, so Schmuhl, nichts an ihrer Unterstüt-
zung der Eugenik. Beide befürworteten nach 1933
vorbehaltlos die nationalsozialistische Sterilisati-
onspolitik und engagierten sich unter anderem als
ärztliche Beisitzer aktiv an Sterilisationsverfahren
der Erbgesundheitsgerichte. Schmuhl kam zu dem
Schluss, dass Allianzen zwischen Biowissenschaft
und NS-Bevölkerungspolitik unabhängig von den
jeweiligen wissenschaftlichen Paradigmen mög-
lich waren.

Im dritten Beitrag zur Sektion beleuchteten Béa-
trice Ziegler (Zürich) und Gisela Hauss (St. Gal-
len) die Sterilisationspraxis im Umfeld zweier
kommunaler Sozialhilfebehörden in der Schweiz
(Bern und St. Gallen). Der kontrastierende Ver-
gleich mit Deutschland war besonders aufschluss-
reich. Formal fehlte in der Schweiz eine Zwangs-
gesetzgebung (nur der Kanton Waadt kannte über-
haupt ein eugenisch motiviertes Sterilisationsge-
setz). Sterilisationen konnten nur nach Einwilli-
gung der Betroffenen oder ihrer Vormünder durch-
geführt werden. Zwang wurde hier subtiler ausge-
übt. Die Sterilisationen beruhten auf einer situativ-
flexiblen administrativen Herrschaftspraxis, bei
der die Vormundschaftsbehörden eng mit Medi-
zinern oder Psychiatern kooperierten. Auf diesem
informellen Weg kam es seit der Zwischenkriegs-
zeit zu einer breiten eugenischen Sterilisationspra-
xis; die Eingriffe wurden sowohl in privaten wie
öffentlichen Kliniken durchgeführt.

Die Sektion „Wissenschaft“ beschäftigte sich
mit dem akademischen Expertendiskurs, der ver-
gleichend in Deutschland, Großbritannien und
der Schweiz untersucht wurde. Alexander von
Lünen (Darmstadt) beleuchtete die mendelschen
Züchtungsutopien von J.B.S. Haldane, der noch
in den 1960er-Jahren positiv-eugenische Züch-
tungsprojekte für die bemannte Raumfahrt vor-
schlug, gleichzeitig aber ein Gegner negativ-
eugenischer Zwangssterilisationen war. Veronique
Mottier (Lausanne/Cambridge) illustrierte am Bei-
spiel der Schweiz, dass die akademischen Euge-
nikdebatten je nach sprachregionalen und konfes-
sionellen Voraussetzungen stark variierten – mit
entsprechend unterschiedlichen politischen Fol-
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gen. Mottier betonte die Abhängigkeit des Eu-
genikdiskurses von den politischen Institutionen.
Dass beispielsweise die Sterilisationspolitik in der
Schweiz weitgehend auf Frauen zielte hing nach
Mottier mit dem bis 1971 institutionalisierten Aus-
schluss der Frauen aus dem politischen System zu-
sammen. Veronika Lipphardt (Berlin) untersuchte
die Eugenikdebatten unter deutsch-jüdischen Me-
dizinern, Anthropologen und Biologen zwischen
1900 und 1935. Sie kritisierte die in der neueren
Wissenschaftsgeschichte teils postulierte Einheit
eines jüdischen Eugenikdiskurses („jewish euge-
nics“). Dagegen verwies Lipphardt auf das breite
Spektrum bevölkerungspolitischer Positionen un-
ter deutsch-jüdischen Biowissenschaftlern. Sie be-
tonte außerdem die für den jüdischen Eugenik-
diskurs charakteristische Auseinandersetzung mit
religiösen Fragen der Mischehe zwischen Juden
und Nichtjuden. Insgesamt beruhte der jüdische
Eugenikdiskurs nach Lipphardt weitgehend auf
individualistischen, anti-biologistischen Ansätzen
sowie auf dem Freiwilligkeitsprinzip und unter-
schied sich damit fundamental von den rassen-
biologischen Vererbungsdiskursen und der NS-
Rassenhygiene.

Angesichts dieser schwer überschaubaren Ge-
mengelage des akademischen Eugenikdiskurses
wurde in der Diskussion gar gefordert, die
epistemische Ebene als belanglos zu betrach-
ten und die eugenischen Praktiken vollständig
aus der Eigendynamik sozialpolitischer Institutio-
nen zu erklären. Solche Thesen ließen sich in
der Sektion „Eugenik – Sozialhygiene – Sozi-
altechnologie“ überprüfen. Bernhard Dietz (Lon-
don/Berlin) untersuchte die Eugenikdebatte in
der radikal-konservativen Rechten Großbritan-
niens in der Zwischenkriegszeit, deren elitär-
sozialdarwinistische Konzepte nach den Massen-
opfern des Ersten Weltkriegs (und dem befürchte-
ten „Survival of the Unfittest“) besondere Beach-
tung fanden. Trotzdem blieb die radikale Rechte
– die zu den britischen Faschisten eine kritische
Distanz wahrte – mit ihren Herrenmenschenidea-
len politisch wirkungslos. Ursula Ferdinand (Ber-
lin) beleuchtete die Sozialhygiene Alfred Grot-
jahns, der in der Weimarer Republik im Stile eines
„medizinischen Kathedersozialisten“ eine sozio-
logische Version der naturwissenschaftlichen Hy-
giene formulierte. Grotjahn stand einer auf Frei-
willigkeit beruhenden praktischen Eugenik positiv
gegenüber und beriet beispielsweise die Berliner
Behörden bei der Errichtung kommunaler Sexual-

und Eheberatungsstellen. Die Diskussion hob in
der Tat die Bedeutung langfristiger bürokratischer
Vewaltungstraditionen hervor (vom deutschen Ge-
meindesozialismus bis zur britischen Poor Law-
Tradition). Eheverbote, Internierungsmaßnahmen
und Sterilisationspraktiken waren ja keine Innova-
tionen der Eugenikbewegung, sondern finden sich
teils bereits in der Frühen Neuzeit. Zieht man sol-
che bürokratischen Kontinuitäten in Betracht, dann
bietet die Eugenik zwar eine neue Legitimations-
basis mit neuen Handlungsoptionen, die institutio-
nelle Umsetzung müsste aber im Rahmen einer
langfristig angelegten Geschichte bürokratischer
Herrschaftssysteme untersucht werden.

Die Sektion „Netzwerke – Katholizismus“ be-
fasste sich mit der Rolle der Eugenik in katholi-
schen Staaten. Die neuere Forschung konnte so-
wohl an europäischen wie amerikanischen Fällen
zeigen, dass die Eugenikbewegung auch in katholi-
schen Gebieten und Milieus Fuß fasste. Die Sekti-
on hat diese Ergebnisse an empirischen Beispielen
aus Österreich und Italien weiter differenziert. Mo-
nika Löscher (Wien) argumentierte, dass eugeni-
sches Denken in katholischen Staaten nicht gleich-
bedeutend mit einer „katholischen Eugenik“ ist.
Die katholische Kirche Österreichs lehnte euge-
nische Zwangsmittel wie Sterilisationen und Ab-
treibungen klar ab; trotzdem folgte die kirchliche
Familien- und Sexualethik eugenischen Grundge-
danken und verstand sich nach Löscher als die
„bessere Eugenik“. Daneben existierte in Öster-
reich – darauf verwies neben Löscher auch Tho-
mas Mayer (Wien) – eine breite, teils katholische,
teils liberal-antiklerikale Eugenikbewegung, die in
Vereinen wie der „St. Lukas Gilde“ oder der Wie-
ner Gesellschaft für Rassenpflege organisiert war.
Andreas Venakis (Zürich) beleuchtete die italie-
nische Eugenikbewegung, die ebenfalls ihre For-
derungen mit der katholischen Familien- und Se-
xuallehre zu verbinden suchte und nach der pro-
natalistischen Wende des italienischen Faschismus
1927 breite Beachtung fand, in dem sie etwa die
neuen Beratungsstellen für Ehekandidaten mitge-
staltete. Josef Mooser (Basel) folgerte in seinem
Kommentar gleichwohl, dass die Reichweite eu-
genischer Diskurse in katholischen Milieus durch
verschiedene Faktoren begrenzt blieb: etwa durch
die kirchliche Moral der Unverfügbarkeit über das
menschliche Leben, durch das katholische Miss-
trauen gegen moderne staatliche Institutionen oder
durch den naturrechtlich begründeten katholischen
Sittlichkeitsdiskurs.
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Die letzte Sektion stand unter dem Titel „Posi-
tive/negative Eugenik: Kontinuitäten und Diskon-
tinuitäten“ und behandelte die Bevölkerungs- und
Familienpolitik nach 1945. Daphne Hahn (Berlin)
zeigte in ihrem vergleichsgeschichtlich angeleg-
ten Beitrag, dass sowohl in der BRD als auch in
der DDR im Zuge einer pronatalistischen Bevölke-
rungspolitik eugenisch motivierte Sterilisationen
unter Voraussetzung einer medizinischen Indikati-
on weiterhin möglich waren. Florian Grams (Han-
nover) und Christoph Keller (Basel) unterstrichen
je für den deutschen und schweizerischen Kon-
text, dass die körperlichen Normalitätsvorstellun-
gen der Eugenik von der pränatalen Diagnostik
aufgenommen und weitergeführt wurden. Parallel
dazu, dass die pränatale Diagnostik in den letz-
ten Jahren zum selbstverständlichen Eingriff ge-
worden sei, habe sich, so Grams, auch die sozi-
alpolitische Marginalisierung der Behinderten ver-
stärkt, was sich etwa in Diskussionen um die Über-
nahme der Folgekosten von Behinderungen durch
die Krankenkassen zeige. Keller griff auf Jür-
gen Links Normalisierungskonzept zurück, um die
Entwicklung eugenischen Denkens nach 1945 zu
beleuchten. Er unterschied zwei Normalisierungs-
phasen, eine proto-normalistische Normalisierung
der klassischen Eugenik und eine neuere Phase der
flexiblen Normalisierung, die sich in den aktuellen
biomedizinischen Eingriffen manifestiere.

Den Schlusskommentar lieferten Susanne Heim
(Berlin) und Jakob Tanner (Zürich). Heim erin-
nerte nochmals an die übergeordnete und während
der Tagung manchmal etwas aus dem Blick gera-
tene Fragestellung nach dem Zusammenhang zwi-
schen Eugenik und Moderne. Um einer Antwort
näher zu kommen schlug sie vor, die konkreten Be-
dingungen für die Ausbreitung des Eugenikdiskur-
ses vergleichsgeschichtlich zu analysieren. Die Ta-
gung lieferte dafür einige wichtige Anhaltspunk-
te: die Verknüpfung eugenischer Diskurse mit so-
zialpolitischen Institutionen wie der Fürsorge oder
dem Gesundheitswesen, aber auch spezifisch his-
torische Umstände wie die sozialpolitischen De-
stabilisierungen während und nach dem Ersten
Weltkrieg. Gerade die institutionellen Bedingun-
gen eugenischen Handelns müssten noch weiter
untersucht werden, um etwa die nationalen Son-
derwege des Eugenikdiskurses erklären zu können.
Als weiteres Forschungsdesiderat führte Heim die
Frage der Internalisierung an. Eugenische Inter-
ventionen hätten sich im Lauf des 20. Jahrhun-
derts von externen, institutionellen Zwangsmaß-

nahmen zunehmend zu internalisierten, subjekti-
ven Entscheidungen gewandelt. Unter welchen ge-
sellschaftlichen Voraussetzungen und mit welchen
bevölkerungspolitischen Folgen dieser Wandel zu-
stande kam, sei noch weitgehend ungeklärt. Tan-
ner nannte abschließend einige ungelöste metho-
dische und theoretische Forschungsprobleme. Zu-
nächst sei der Gegenstand der Forschung immer
noch instabil: weder die Eugenik selbst noch zen-
trale Begriffe wie der „Zwang“ (etwa bei Zwangs-
sterilisationen) ließen sich präzis definieren. Um
solche facettenreiche Phänomene analytisch bes-
ser zu fassen, plädierte Tanner für einen wohltem-
perierten Nominalismus. Im Anschluss an Heim
forderte er weiter, neben der Wissenschaft auch
die Rolle der Institutionen ernst zu nehmen. Wich-
tig wäre eine Theorie der institutionellen Oppor-
tunitäten, deren sich die verschiedenen Akteure –
Wissenschaftler, Ärztinnen, Politiker oder Patien-
tinnen – bedienten. Schließlich fehle eine fundier-
te Kritik des Begriffs der Freiwilligkeit. Freiwil-
ligkeit, eine für den eugenischen Diskurs zentra-
le rhetorische Figur, gehe von einer herrschafts-
und zwangsfreien Scheinsituation aus. In der histo-
rischen Praxis dagegen seien Entscheidungen im-
mer mit Nutzen und Kosten verbunden. Utilitaris-
tische oder Rational Choice-Modelle müssten des-
halb für die historische Forschung kritisch umfor-
muliert werden.

Tagungsbericht Wie nationalsozialistisch ist die
Eugenik?/ What is National Socialist about Euge-
nics? 17.02.2006-18.02.2006, Basel. In: H-Soz-u-
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